
Weil  linker  Krawall  droht:
Berliner  AfD  tagt  in
Brandenburg
BERLIN  –  Der  nächste  Parteitag  der  Berliner  AfD  wird  am
13./14.  März  im  benachbarten  Bundesland  Brandenburg
stattfinden. Das berichten mehrere Berliner Zeitungen. Auch
wenn die Veranstaltung dieses Mal nicht als Mitglieder- ,
sondern als Delegiertenparteitag, stattfinden wird, ist noch
unklar, inwieweit sich die Corona-Situation darauf auswirkt.

Die Oppositionspartei hatte immer wieder vergeblich versucht,
in der Hauptstadt ihren Parteitag durchzuführen – ohne Erfolg.
Immer wieder hatten Extremisten aus der linke Szene der Stadt
massiven  Druck  auf  Gastwirte  ausgeübt,  die  bereit  gewesen
wären, der AfD Räume zu vermieten. Das ging in mehreren Fällen
so  weit,  dass  die  Besitzer  geeigneter  Veranstaltungsräume,
Familienmitglieder und Servicekräfte massiv bedroht wurden. So
muss man in eine Halle im Landkreis Havelland ausweichen.

Auch dort wird inzwischen versucht, den dortigen zuständigen
Landrat Lewandowski unter Druck zu setzen, den Parteitag zu
verhindern.

Berliner  AfD  stellt
Strafanzeige  gegen  Linken-
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Politikerin Wurdack
BERLIN   –  Die  AfD  wehrt  sich  gegen  den  Versuch  linker
Aktivisten,  ihr  demokratisches  Recht  auf  Abhalten  von
Parteitagen  und  Veranstaltungen  einzuschränken  oder  gar  zu
unterbinden.  Die  Vorsitzenden  der  zwölf  Berliner
Bezirksverbände  und  der  Landesvorstand  der  AfD  haben  die
Linken-Abgeordnete  Irmgard  Wurdack  (Foto),  Sprecherin  des
„Bündnisses  Aufstehen  gegen  Rassismus“.  wegen  Nötigung  und
übler Nachrede angezeigt. Die hatte in einem Zeitungsintervies
erzählt, dass sie einen potentiellen Vermieter von Räumen für
den AfD-Landesparteitag in einem 20-minütigen Telefongespräch
bedrängt  habe,  den  Mietvertrag  mit  der  Partei  nicht  zu
erfüllen.  Wurdack  habe  für  den  anderen  Fall  mit  massiven
Protesten gedroht.

Die Berliner AfD-Spitzen erklärten dazu gemeinsam:

„Im Namen unserer Mitglieder verurteilen wir diesen auf übler
Nachrede  beruhenden  Einschüchterungsversuch  durch  eine
verklausulierte Drohung. In der Vergangenheit waren Proteste
gegen AfD-Veranstaltungen stets mit Gewalt gegen Personen und
Sachen verbunden. Damit muss nach dem Anruf von Frau Wurdack
nun auch der Gastgeber des Parteitages rechnen. Dies erfüllt
ganz klar den Tatbestand der Nötigung. Wir werden dies unter
keinen Umständen hinnehmen.“

 

Massive Kritik aus der SPD am

https://berlinjetzt.com/2020/01/09/berliner-afd-stellt-strafanzeige-gegen-linken-politikerin-wurdack/
https://berlinjetzt.com/2019/04/02/massive-kritik-aus-der-spd-am-eigenen-parteitagsbeschluss-zur-bundeswehr/


eigenen  Parteitagsbeschluss
zur Bundeswehr
BERLIN – Ein sattes Eigentor hat die Berliner SPD auf ihrem
Landesparteitag  am  Wochenende  geschossen.  Die  Genossen
stimmten  mit  Mehrheit  dafür,  „militärischen  Organisationen“
den Zugang zu Schulen zu verweigern. gemeint waren damit die
Jugendoffiziere  der  Bundeswehr.  Fraktionschef  Raed  Saleh
sagte, an den Berliner Schulen sollte die Achtung vor dem
Leben gelehrt werden und nicht der Gang ans Maschinengewehr.

Der Beschluss der eigenen Partei war selbst dem Regierenden
Bürgermeister Michael Müller zu viel. Er betonte nach der
Konfderenz,  wie  wichtig  ihm  gute  Kontakte  zur  Bundeswehr
seien.  Deutlicher  wurde  der  Vizepräsident  des  Deutschen
Bundestages, Thomas Oppermann (SPD). Auf Twitter schrieb er,
dass er entsetzt über den Beschluss seiner Partei sei. Die
Soldaten  der  Bundeswehr  verdienten  jeglichen  Respekt.  Und
wörtlich: „Wer so einen Unsinn beschließt, sollte sich selbst
von unseren Schulen fernhalten.

Der  Präsident  des  Deutschen  Lehrerverbandes,  Hans-Peter
Meidinger,  bezeichnete  den  Beschluss  der  Berliner  SPD  im
„Tagesspiegel“ als „schweren Fehler“. So hätte er von den
Linken erwartet, nicht jedoch von der SPD.
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